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Gesetz 
vom 24. Juni 1987 

über die Abänderung des Gesetzes betreffend 
die Ausübung der politischen Volksrechte in 

Landesangelegenheiten 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Das Gesetz vom 17. Juli 1973 betreffend die Ausübung der politi-
schen Volksrechte in Landesangelegenheiten, LGBl. 1973 Nr. 50, in der 
Fassung des Gesetzes vom 17. April 1985, LGBl. 1985 Nr. 28, wird wie 
folgt abgeändert und ergänzt: 

Art. 83 Abs. 5 und 6 

5) Sofern zwei oder mehr Vorschläge (Abs. 2 bis 4) zur Abstimmung 
unterbreitet werden, wird den Stimmberechtigten auf demselben Stimm-
zettel ausserdem die Zusatzfrage gestellt: "Falls Ihr mehr als einem Vor-
schlag zustimmt, welchem dieser Vorschläge gebt Ihr den Vorzug?" 

Der bisherige Abs. 5 wird zu Abs. 6. 

Art. 84 Abs. 1, 2, 3 und 5 

1) Leere und ungültige Stimmzettel fallen bei der Ermittlung des ab-
soluten Mehrs ausser Betracht. Bei Abstimmungen über mehrere Vor-
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schläge gilt dies auch für nicht beantwortete Einzelfragen; das absolute 
Mehr wird dabei für jeden Vorschlag getrennt ermittelt. 

2) Wenn bei Abstimmungen über mehrere Vorschläge mehr als ein 
Vorschlag das absolute Stimmenmehr erreicht, werden die Stimmzettel 
mit einem mehrfachen Ja nur noch jeweils demjenigen Vorschlag zuge-
rechnet, dem sie in der Zusatzfrage den Vorzug geben. Angenommen ist 
der Vorschlag, der aufgrund dieser zweiten Auszählung die Mehrheit der 
Stimmen auf sich vereinigt. 

3) Stimmzettel mit mehrfachem Ja, die die Zusatzfrage nicht oder 
nicht eindeutig beantworten, werden bei einer eventuellen zweiten Aus-
zählung nicht berücksichtigt. 

5) Wenn eine zweite Auszahlung unter Berücksichtigung der Zusatz-
frage erforderlich ist, ist auch dieses Ergebnis zu protokollieren. 

II. 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

Die Regierung, nach Kenntnisnahme von dem Berichte über das Er-
gebnis der Volksabstimmung vom 11./13. September 1987, wonach sich 
ergibt: 
Zahl der Stimmberechtigten  12 923 
Eingegangene Stimmzettel  6 961 
Annehmende sind  4 181 
Verwerfende sind  2 461 
Ungültige Stimmen  21 
Leere Stimmen  322 
beschliesst: 
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die Gesetzesvorlage über die Abänderung des Gesetzes betreffend die 
Ausübung der politischen Volksrechte in Landesangelegenheiten wird als 
vom Volke angenommen erklärt. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Hans-Adam 
Erbprinz 

gez. Hans Brunhart 
Fürstlicher Regierungschef 


